
Landgericht Hamburg
  Az.: 324 O 168/25

 

 

Beschluss
In der Sache

Campact e.V., vertreten durch  

- Antragsteller -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte 

 Berlin, Gz.: 25-0444

gegen

Markus Haintz, 
- Antragsgegner -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Haintz legal Rechtsanwalts- GmbH, Ostheimer Straße 28, 51103 Köln, Gz.: 
000381-25

 

beschließt das Landgericht Hamburg - Zivilkammer 24 - durch die Vorsitzende Richterin am 
Landgericht  den Richter am Landgericht  und die Richterin am Landgericht 

 am 16.04.2025:

1. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung wird zurückgewiesen.
2. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
3. Der Streitwert wird auf 10.000 € festgesetzt.

Gründe:

I. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung war zurückweisen. Dem Antragsteller steht 
der geltend gemachte Unterlassungsanspruch nicht zu. Insbesondere besteht kein Anspruch aus 
§§ 1004 Abs. 1 S. 2 analog, 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, 19 Abs. 3 GG.

Bei der angegriffenen Äußerung, wonach es in Bezug auf den Antragsteller einen „mittelbare(n) 
Zufluss von Mitteln der Bundesregierung (= Steuergelder) über @HateAid“ gebe, handelt es sich 
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nicht um eine Tatsachenbehauptung, sondern um eine Wertung.

Rezipienten des streitgegenständlichen Posts auf der Plattform X erfahren, dass der Antragsteller 
unmittelbar keine staatlichen Gelder erhält (“Formal ist es auch so, dass der Campact e.V. einen 
ordentlichen Transparentbericht veröffentlicht und selbst kein Geld vom Staat erhält.“). Die 
Rezipienten erfahren außerdem, dass der Antragsteller Anteile an der HateAid gGmbH hält. So ist 
in dem Post zum einen die Rede davon, dass HateAid eine „Tochtergesellschaft“ von Campact 
sei. Zum anderen hat der Antragsgegner in einem (eigenen) Kommentar zum Ausgangspost eine 
beim Registergericht hinterlegte Gesellschafterliste der HateAid gGmbH veröffentlicht, aus der 
sich die Inhaberschaft von 50 % der Anteile ergibt.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Äußerung, wonach es in Bezug auf den Antragsteller einen 
„mittelbare(n) Zufluss“ von Mitteln der Bundesregierung gebe, im Kontext des gesamten Posts als 
Wertung des Antragsgegners dar. Denn es ist eine Frage des Wertens und Meinens, ob ein 
Zufluss von Geldern an eine Gesellschaft, an der man Anteile hält, als „mittelbarer Zufluss“ an 
denjenigen eingeordnet wird, der die Anteile hält.

Die streitgegenständliche Äußerung unterscheidet sich insofern auch maßgeblich von anderen 
Äußerungen, die die Kammer in vorangegangenen Verfahren als (unwahre) 
Tatsachenbehauptung eingeordnet hat, etwa wonach der Antragsteller vom Staat „finanziert“ 
werde (324 O 146/25) oder wonach der Antragsteller von der Bundesregierung „gesponsort“ 
werde (324 O 151/25). In den dortigen Fällen waren die Äußerungen nicht von den hier 
vorhandenen Erläuterungen begleitet, so dass ein anderes Verständnis entstand.

Die wertende Äußerung stellt sich im Rahmen der erforderlichen Abwägung als zulässig dar, 
insbesondere liegen Anknüpfungstatsachen vor. Unstreitig erhielt die HateAid gGmbH in den 
Jahren 2021 bis 2024 aus Bundesmitteln Fördergelder in Höhe von ca. 2,18 Mio. Euro. Auch hält 
der Antragsteller 50 % der Anteile an der HateAid gGmbH. Am Ergebnis der Abwägung ändert 
sich sodann auch nicht deswegen etwas, weil die HateAid gGmbH in dem Post als 
„Tochtergesellschaft“ bezeichnet wird, obwohl der Antragsteller keinen beherrschenden Einfluss 
gemäß der gesetzlichen Definition eines „Tochterunternehmens“ in § 290 Abs. 1 HGB auf sie 
ausübt.

Eine (unwahre) Tatsachenbehauptung liegt auch nicht im Hinblick darauf vor, dass in der 
Äußerung von einem „Zufluss“ die Rede ist. Auch unter besonderer Berücksichtigung dieser 
Wortwahl entsteht nicht das Verständnis, dass die HateAid gGmbH etwa Fördermittel an den 
Antragsteller weitergeleitet habe. Vielmehr hält die Kammer auch nach nochmaliger Beratung 
daran fest, dass die Bezeichnung eines Sachverhalts als „mittelbarer Zufluss“ im 
streitgegenständlichen Post, in dem mitgeteilt wird, an wen Gelder geflossen sind und an wen 
nicht, eine Wertung darstellt.

II. Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91 ZPO, 53 Abs. 1 Nr. 1 GKG.

Rechtsbehelfsbelehrung:
 

Gegen die Entscheidung kann sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden.

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem 
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